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I. Zum Inhalt der Verordnung

Mit dem Durchführungsbeschluss 2014/150/EU der Kommission vom 8. März
2014 über die Organisation eines zeitlich befristeten Versuchs, bei dem be-
stimmte Ausnahmen hinsichtlich des Inverkehrbringens von Populationen der
Pflanzenarten Weizen, Gerste, Hafer und Mais gemäß der Richtlinie
66/402/EWG des Rates gewährt wurden (ABl. 82 vom 20.3.2014, S. 29), wird
den Mitgliedstaaten die Teilnahme an einem Versuch auf Gemeinschaftsebene
eröffnet. Die mit dem Versuch vorgeschlagene Verfahrensweise ermöglicht das
Inverkehrbringen von Saatgut von Populationen (Population = Pflanzengruppe,
die aus einer bestimmten Kombination von Genotypen entstanden ist und un-
verändert reproduziert werden kann). Da auch in Deutschland ansässige Erzeu-
ger von Populationen großes Interesse an einer entsprechenden Regelung vor-
getragen haben, sollen im nationalen Saatgutrecht die notwendigen Vorschriften
zur Teilnahme an dem befristeten Versuch erlassen werden.

Der Durchführungsbeschluss 2014/150/EU soll daher durch die vorliegende
Verordnung in nationales Recht umgesetzt werden.

In der Verordnung werden der Begriff der Population im Sinne des EU-Ver-
suchs sowie die Anforderungen an das Inverkehrbringen von Saatgut einer sol-
chen Population festgelegt. Beschränkt wird das jeweilige Saatgutaufkommen
auf maximal 0,1 Prozent der Menge, die an Saatgut derselben Art in einem An-
baujahr im gesamten Bundesgebiet ausgesät wird. Das Bundessortenamt soll
jede festgesetzte Höchstmenge im Blatt für Sortenwesen veröffentlichen. Das
betreffende Saatgut darf auf der ersten Handelsstufe nur von demjenigen in den
Verkehr gebracht werden, dem das Amt auf Antrag eine Saatgutmenge zuge-
wiesen hat. Am Ende eines Wirtschaftsjahres soll der Antragsteller das Bun-
dessortenamt über die in Verkehr gebrachte Menge informieren müssen. Das
Saatgut soll nur in Packungen oder Behältnissen vermarktet werden dürfen, die
unter anderem mit der Aufschrift "Befristeter Versuch gemäß EU-Vorschriften
und -Standards" etikettiert sind. Das Bundessortenamt soll mit den zugelasse-
nen Populationen vergleichende Feldversuche durchführen.

Die Geltungsdauer der Verordnung ist befristet bis zum 31. Dezember 2018.
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II. Empfehlung des Ausschusses

Der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz empfiehlt dem
Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzu-
stimmen.


